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Umsetzungshandlungen — Objektiver und subjektiver Zusammenhang zwischen
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Leitsätze des Urteils

1. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren— Wahrung der Verteidigungsrechte — Akten­
einsicht — Gegenstand — Der Verteidigung dienliche Unterlagen — Beurteilung al­
lein durch die Kommission — Unzulässigkeit — Pflicht, die vollständige Akte
zugänglich zu machen — Umfang in bezug auf vertrauliche Schriftstücke
(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 19 Absätze 1 und 2; Verordnung Nr. 99/63 der
Kommission, Artikel 2)
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LEITSÄTZE — VERBUNDENE RECHTSSACHEN T-25/95, T-26/9J, T-30/95 bis T-32/95, T-34/95 bis T-39/95, T-42/95 bis T-46/95,
T-48/95, T-50/95 bis T-65/95, T-68/9S bis T-71/95, T-87/95, T-88/95, T-103/95 und T-104/95

2. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Wahrung der Verteidigungsrechte — Un­
terlagen, die entlastendes Material enthalten können — Nicht ordnungsgemäße Ak­
teneinsicht — Auswirkung auf die Rechtmäßigkeit der Entscheidung — Beurteilung
durch das Gericht

3. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Akteneinsicht — Weigerung der Kommis­
sion, entlastende Unterlagen zu übermitteln, die sich im Besitz des Klägers befinden —
Keine Verletzung der Verteidigungsrechte

4. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Wahrung der Verteidigungsrechte — Akten­
einsicht — Belastendes Schriftstück — Begriff

5. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Entscheidung der Kommission, mit der eine
Zuwiderhandlung festgestellt wird— Ausschluß von Beweismitteln, die den Be­
teiligten nicht zur Kenntnis gebracht wurden — Auswirkungen — Keine Möglichkeit,
den Vorwurf anhand dieser Schriftstücke zu beweisen

6. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren —Akteneinsicht — Unterlagen, die nicht in der
Ermittlungsakte enthalten sind und die die Kommission nicht als belastendes Material
verwenden will — Unterlagen, die den Beteiligten zur Verteidigung dienen können —
Keine Pflicht der Kommission, von sich aus diese. Unterlagen den Beteiligten zugäng­
lich zu machen — Pflicht der Beteiligten, deren Übermittlung zu beantragen

7. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Akteneinsicht — Keine Pflicht der Kom­
mission, interne Unterlagen weiterzugeben — Vom Gemeinschaftsrichter angeordnete
Weitergabe — Voraussetzungen

8. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Mitteilung der Beschwerdepunkte — Not­
wendiger Inhalt

9. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Mitteilung der Beschwerdepunkte — Not­
wendiger Inhalt — Unterrichtung der Unternehmen und Unternehmensvereinigungen
über die Absicht der Kommission, gegen sie Geldbußen festzusetzen
(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 15 Absatz 2)

10. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Sprachenregelung — Anhänge der Mittei­
lung der Beschwerdepunkte — Wörtliche Zitierung von Unterlagen der Unternehmen
durch die Kommission — Anhörungsprotokolle — Zurverfügungstellung in ihrer
Originalsprache — Keine Verletzung der Verteidigungsrechte
(Verordnung Nr. 1 des Rates, Artikel 3; Verordnung Nr. 99/63 der Kommission, Ar­
tikel 9 Absatz 4)

11. Europäische Gemeinschaften— Sprachenregelung— Verstoß eines Organs— Fol­
gen — Formfehler im Fall nachteiliger Auswirkungen
(Verordnung Nr. 1 des Rates, Artikel 3)
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12. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Beratender Ausschuß für Kartell- und Mo­
nopolfragen — Festlegung des Inhalts der dem Ausschuß zu übermittelnden Akte —
Informationen über die Geldbußen
(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 10 Absätze 3 bis 6)

13. Wettbewerb — Kartelle — Verbot — Anwendung auf Unternehmensvereinigungen —
Voraussetzungen
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

14. Wettbewerb — Kartelle — Vereinbarungen zwischen Unternehmensvereinigungen
und Unternehmen — Einbeziehung
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

15. Wettbewerb — Kartelle — Teilnahme an Treffen mit wettbewerbsfeindlichem Ge­
genstand — Umstand, der es bei Fehlen einer Distanzierung von den getroffenen Be­
schlüssen erlaubt, auf die Beteiligung am nachfolgenden Kartell zu schließen
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

16. Wettbewerb — Kartelle — Vereinbarungen zwischen Unternehmen — Beein­
trächtigung des Wettbewerbs — Beurteilungskriterien — Wettbewerbswidriger
Zweck — Feststellung ausreichend
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

17. Wettbewerb — Kartelle — Nachweis — Einziges Beweismittel — Zulässigkeit —
Voraussetzungen
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

18. Wettbewerb — Kartelle — Abgestimmte Verhaltensweise — Erfordernis gegenseitiger
Kontakte
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

19. Wettbewerb — Kartelle — Abgestimmte Verhaltensweise — Begriff — Absichtser­
klärung, die die Ungewißheit über das Marktverhalten des Wirtschaftsteilnehmers
beseitigt oder erheblich verringert — Ausreichender Gesichtspunkt
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

20. Wettbewerb— Kartelle— Abgestimmte Verhaltensweise— Begriff— Erfordernis
eines Kausalzusammenhangs zwischen der Abstimmung und dem Marktverhalten der
Unternehmen — Vermutung für das Vorliegen dieses Kausalzusammenhangs
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])
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T-48/95, T-50/95 bis T-65/95, T-68/95 bis T-71/95, T-87/95, T-88/95, T-103/95 und T-104/95

21. Wettbewerb — Kartelle — Zuwiderhandlungen — Rechtfertigungsgründe — Ver­
halten anderer Wirtschaftsteilnehmer, die staatliche Beihilfen erhalten — Verstoß der
Kommission gegen ihre Verpflichtungen — Keine Rechtfertigung
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 und 155 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG und 211 EG])

22. Wettbewerb — Kartelle — Abgestimmte Verhaltensweise — Begriff— Mit der Pflicht
jedes Unternehmens, sein Marktverhalten autonom zu bestimmen, unvereinbare Ko­
ordinierung und Zusammenarbeit
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

23. Wettbewerb — Kartelle — Abgestimmte Aufkäufe der Produkte eines Herstellers, um
dessen Direktverkäufe auf den europäischen Märkten zu beenden oder zu verrin­
gern — Beweis für die Teilnahme des Herstellers am Kartell — Kenntnis des Her­
stellers vom Zweck dieser Aufkäufe nicht ausreichend
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

24. Wettbewerb — Kartelle — Zusammenarbeit zwischen Unternehmen auf Export­
märkten in Drittländern — Verbot — Voraussetzungen
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

25. Wettbewerb — Kartelle — Abgestimmte Verhaltensweise — Begriff — Wettbe­
werbswidriger Zweck — Keine wettbewerbswidrigen Wirkungen auf dem Markt —
Unbeachtlich — Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten — Beurtei­
lungskriterien
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

26. Wettbewerb — Kartelle — Bi- oder multilaterale Kartelle, die als Bestandteile einer
einzigen wettbewerbswidrigen Vereinbarung angesehen werden — Voraus­
setzungen — Gesamtplan, mit dem ein gemeinsames Ziel verfolgt wird — Unter­
nehmen, denen die Teilnahme an der einzigen Vereinbarung vorgeworfen werden
kann — Voraussetzungen
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

27. Wettbewerb — Kartelle — Vereinbarungen zwischen Unternehmen — Beweislast der
Kommission für die Zuwiderhandlung und ihre Dauer
(EG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 [jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG])

28. Handlungen der Organe — Begründungspflicht — Umfang — Entscheidung, mit der
wegen Zuwiderhandlung gegen die Wettbewerbsregeln Geldbußen festgesetzt wer­
den — Erwünschtheit der für die Geldbuße angewandten Berechnungsmethode
(EG-Vertrag, Artikel 173 [nach Änderung jetzt Artikel 230 EG] und Artikel 190 [jetzt
Artikel 253 EG]; Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 15)
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29. Wettbewerb — Geldbußen — Voraussetzungen für die Festsetzung von Geldbußen
durch die Kommission — Vorteil aus der Zuwiderhandlung für das Unternehmen —
Ausschluß — Berücksichtigung des unrechtmäßigen Gewinns bei der Berechnung der
Geldbuße — Voraussetzungen

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 15)

30. Wettbewerb — Geldbußen — Höhe — Bestimmung — Kriterien — Anwendung im
Rahmen einer von mehreren Unternehmen begangenen Zuwiderhandlung
(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel IS Absatz 2)

31. Wettbewerb — Geldbußen — Höhe — Bestimmung — Bei der Berechnung der
Obergrenze der Geldbuße berücksichtigter Umsatz — Bei der Berechnung der Geld­
buße berücksichtigter Umsatz — Unterscheidung

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 15 Absatz 2)

32. Wettbewerb — Geldbußen — Höhe — Bestimmung — Berücksichtigter Umsatz —
Umsatz der gesamten Unternehmensgruppe — Einbeziehung des Umsatzes von
Tochtergesellschaften, die in der Entscheidung nicht belangt werden, in den der
Muttergesellschaft bei der Berechnung der von dieser zu zahlenden Geldbuße — Keine
damit verbundene Festsetzung einer Geldbuße gegen diese Tochtergesellschaften

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 15 Absatz 2)

33. Wettbewerb — Geldbußen — Höhe — Berechnungsmethoden — Umrechnung des
Umsatzes der Unternehmen im Bezugsjahr in Ecu auf der Grundlage des durch­
schnittlichen Wechselkurses dieses Jahres — Zulässigkeit

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 15)

34. Verfahren — Kosten — Erstattungsfähige Kosten — Begriff— Kosten für die Stellung
einer Bürgschaft — Kosten, die während des Verwaltungsverfahrens in Wettbe­
werbssachen entstanden sind — Ausschluß

(Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 91 Buchstabe b)

1. In Wettbewerbssachen soll das Verfahren
der Akteneinsicht die Empfänger einer
Mitteilung der Beschwerdepunkte in die
Lage versetzen, das Material, über das die
Kommission verfügt, zur Kenntnis zu
nehmen, damit sie sachgerecht zu den
Schlußfolgerungen Stellung nehmen kön­
nen, zu denen die Kommission aufgrund
dieses Materials gelangt ist. Die Akten­
einsicht gehört somit zu den Verfah­
rensgarantien, die die Rechte der Ver­
teidigung schützen und insbesondere eine
effektive Ausübung des in Artikel 19
Absätze 1 und 2 der Verordnung Nr. 17
und in Artikel 2 der Verordnung Nr.
99/63 vorgesehenen Anhörungsrechts si­
cherstellen sollen. Die Wahrung dieser
Rechte stellt in jedem Verfahren, das zu
Sanktionen führen kann, einen funda­
mentalen Grundsatz des Gemeinschafts­
rechts dar, der unter allen Umständen —

auch in einem Verwaltungsverfahren —
beachtet werden muß.

Im Rahmen des nach der Verordnung Nr.
17 durchgeführten kontradiktorischen
Verfahrens kann die Kommission daher
in Anbetracht des allgemeinen Grund­
satzes der Waffengleicnheit nicht allein
entscheiden, welche Schriftstücke der
Verteidigung der Beteiligten dienlich sind,
und es kann nicht zugelassen werden, daß
sie allein darüber entscheidet, ob sie
Schriftstücke gegen die Beteiligten ver­
wendet, zu denen diese keinen Zugang
hatten und bezüglich deren sie somit
nicht entscheiden konnten, ob sie von
ihnen für ihre Verteidigung Gebrauch
machen sollen.
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Folglich muß die Kommission den Be­
teiligten, damit sich diese sachgerecht
verteidigen können, die vollständige Er­
mittlungsakte zugänglich machen, mit
Ausnahme der Schriftstücke, die Ge-
Schäftsgeheimnisse anderer Unternehmen
oder andere vertrauliche Informationen
enthalten, und der internen Vermerke der
Kommission. Enthalten bestimmte
Schriftstücke nach ihrer Ansicht Ge­
schäftsgeheimnisse oder andere ver­
trauliche Informationen, muß sie nicht­
vertrauliche Fassungen dieser Schrift­
stücke herstellen oder durch die Be­
teiligten, von denen die fraglichen
Schriftstücke stammen, herstellen lassen.
Wenn sich die Herstellung nicht­
vertraulicher Fassungen sämtlicher in
Betracht kommender Schriftstücke als
schwierig erweist, muß sie den be­
troffenen Beteiligten ein hinreichend ge­
naues Verzeichnis der problematischen
Schriftstücke übersenden, um sie in die
Lage zu versetzen, in Kenntnis der Sach­
lage zu entscheiden, ob die angeführten
Schriftstücke für ihre Verteidigung von
Bedeutung sein könnten. Insoweit ist ein
Verzeichnis von Unterlagen, das über­
haupt keine Beschreibung des Inhalts der
in ihm erfaßten Unterlagen enthält, nicht
hinreichend genau und erlaubt den be­
troffenen Beteiligten deshalb nicht die
Beurteilung der Frage, ob sie Einsicht in
spezifische Schriftstücke beantragen sol­
len.

(Randnrn. 142 bis 144, 147 und 148)

2. Die Feststellung, daß die Kommission in
einem Verwaltungsverfahren in einer
Wettbewerbssache den Beteiligten nicht
ordnungsgemäß Einsicht in die Ermitt­
lungsakte gewährt hat, kann für sich al­
lein noch nicht zur Nichtigerklärung der
angefochtenen Entscheidung führen. Die
Akteneinsicht ist nämlich kein Selbst­
zweck, sondern dient dem Schutz der
Verteidigungsrechte. Daher ist das Recht
auf Akteneinsicht mit dem Grundsatz der
Wahrung der Verteidigungsrechte un­
trennbar verbunden und wird durch ihn
bedingt.

Eine Nichtigerklärung der angefochtenen
Entscheidung setzt daher die Feststellung

voraus, daß die Kläger dadurch, daß ih­
nen keine ordnungsgemäße Akteneinsicht
gewährt wurde, daran gehindert waren,
Unterlagen, die für ihre Verteidigung
hätten nützlich sein können, zur Kenntnis
zu nehmen, und auf diese Weise in ihren
Verteidigungsrechten verletzt wurden.
Der Umfang des den Klägern während
des Verwaltungsverfahrens nicht zugäng­
lichen Teils der Ermittlungsakte ist für
sich allein noch keine ausreichende
Grundlage für eine solche Feststellung.

Wenn ein Kläger im Rahmen einer Klage
auf Nichtigerklärung einer endgültigen
Entscheidung den Kommission deren
Weigerung, ein oder mehrere Schrift­
stücke aus den Akten zu übermitteln,
angreift, obliegt es dem Gericht, sich
diese übermitteln zu lassen und sie zu
prüfen. Bei dieser Prüfung ist, mit der
Maßgabe, daß sich das Gericht nicht an
die Stelle der Kommission setzen darf,
zunächst die Frage zu behandeln, ob die
Schriftstücke, die im Verwaltungsver­
fahren nicht zugänglich waren, mit einem
in der angefochtenen Entscheidung gegen
den betreffenden Kläger erhobenen Vor­
wurf objektiv zusammenhängen. Fehlt es
an einem solchen Zusammenhang, so
sind die fraglichen Schriftstücke für die
Verteidigung des Klägers, der sich auf sie
beruft, nicht nützlich. Weisen diese
Schriftstücke dagegen einen solchen Zu­
sammenhang auf, so ist weiter zu prüfen,
ob ihre NichtÜbermittlung die Verteidi­
gung dieser Partei im Verwaltungsver-
fahren beeinträchtigen konnte. Hierzu
sind die Beweismittel zu prüfen, die die
Kommission für diesen Vorwurf ange­
führt hat, und es ist zu beurteilen, ob die
nicht übermittelten Schriftstücke — im
Hinblick auf diese Beweismittel — eine
Bedeutung haben konnten, die nicht un­
berücksichtigt bleiben durfte. Die Ver­
teidigungsrechte sind verletzt, wenn eine,
sei es auch nur geringe, Möglichkeit be­
steht, daß das Verwaltungsverfahren zu
einem anderen Ergebnis geführt hätte,
falls der Kläger das Schriftstück im Ver­
waltungsverfahren hätte heranziehen
können.

(Randnrn. 156, 240 und 241)
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3. Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens
in einer Wettbewerbssache kann eine
Verletzung der Verteidigungsrechte eines
Klägers nicht darin gesehen werden, daß
ihm ein Schriftstück, das möglicherweise
ihn entlastendes Material enthält, von der
Kommission nicht übermittelt wurde,
wenn dieses Schriftstück von ihm stammt
oder sich im Verwaltungsverfahren of­
fensichtlich in seinem Besitz befand.
Denn wenn ein Adressat der Mitteilung
der Beschwerdepunkte über ein Schrift­
stück verfügt, das ihn entlastendes Ma­
terial enthält, hindert ihn nichts daran,
dieses Schriftstück im Verwaltungsver­
fahren heranzuziehen. Eine Partei ist in
der Gestaltung ihrer Verteidigung nicht
auf die ihr zugänglichen Unterlagen der
Akte der Kommission beschränkt. Sie
kann jedes Schriftstück heranziehen, das
ihr zur Widerlegung der Behauptungen
der Kommission nützlich erscheint.

(Randnr. 248)

4. Eine Unterlage kann gegenüber einem
Unternehmen, das an einem Verfahren in
einer Wettbewerbssache beteiligt ist, nur
dann als belastendes Schriftstück ange­
sehen werden, wenn sich die Kommission
bei der Feststellung einer Zuwider­
handlung, an der dieses Unternehmen
teilgenommen haben soll, auf sie stützt.
Als Beweis für eine Verletzung seiner
Verteidigungsrechte genügt es nicht, daß
dieses Unternehmen nachweist, daß es
sich im Verwaltungsverfahren nicht zu
einem Schriftstück hat äußern können,
das an irgendeiner Stelle in der ange­
fochtenen Entscheidung verwendet wur­
de. Es muß dartun, daß die Kommission
in der angefochtenen Entscheidung ein
neues Beweismittel für eine Zuwider­
handlung verwendete, an der es teilge­
nommen haben soll.

Im übrigen stellen nicht alle Unterlagen,
die in der angefochtenen Entscheidung im
Rahmen einer Zuwiderhandlung ver­
wendet wurden, die einem Unternehmen
vorgeworfen wird, zwangsläufig gegen

dieses Unternehmen verwendete be­
lastende Beweisstücke dar, zu denen es
sich im Verwaltungsverfahren hätte äu­
ßern können müssen. Zweifellos liegt
nämlich keine Verletzung seiner Ver­
teidigungsrechte vor, wenn ein Schrift­
stück, das ihm nicht zugänglich war, in
der angefochtenen Entscheidung nur ver­
wendet wurde, um die Teilnahme eines
anderen Unternehmens an derselben Zu­
widerhandlung zu belegen, oder wenn es
verwendet wurde, um ein spezifisches
Vorbringen eines anderen Unternehmens
im Verwaltungsverfahren zu widerlegen.

(Randnrn. 284 und 318)

5. Unterlagen, die in der angefochtenen
Entscheidung gegen die Kläger verwendet
wurden, ohne daß diese im Verwaltungs­
verfahren über sie verfügt hätten oder Bei
vernünftiger Betrachtung hätten vor­
hersehen können, welche Schlüsse die
Kommission daraus ziehen würde, müs­
sen als Beweismaterial für Zuwider­
handlungen gegen die Wettbewerbsregeln
unberücksichtigt bleiben.

Dies hat keineswegs die Nichtigerklärung
der gesamten Entscheidung zur Folge,
sondern ist nur insoweit von Belang, als
der entsprechende von der Kommission
erhobene Vorwurf nur anhand dieser
Schriftstücke bewiesen werden kann.

(Randnrn. 323 und 364)

6. Die Kommission ist in einem Verwal­
tungsverfahren in einer Wettbewerbs-
sache nicht verpflichtet, von sich aus
Unterlagen zugänglich zu machen, die
nicht in ihrer Ermittlungsakte enthalten
sind und die sie nicht in der endgültigen
Entscheidung gegen die betroffenen Par­
teien verwenden will. Folglich muß ein
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Unternehmen, das im Verwaltungsver­
fahren erfährt, daß die Kommission Un­
terlagen besitzt, die für seine Verteidigung
nützlich sein könnten, und das Kenntnis
von ihrem Inhalt erlangen möchte, bei der
Kommission ausdrücklich Einsicht in
diese Unterlagen beantragen. Wird ein
solcher Antrag im Verwaltungsverfahren
nicht gestellt, so tritt insoweit in bezug
auf eine gegen die endgültige Entschei­
dung etwa erhobene Nichtigkeitsklage
Verwirkung ein.

Hat die Kommission im Verwaltungsver­
fahren den Antrag eines Klägers auf Ein­
sicht in Unterlagen, die sich nicht in der
Ermittlungsakte befinden, abgelehnt, so
kann eine Verletzung der Verteidigungs­
rechte nur dann festgestellt werden, wenn
nachgewiesen ist, daß das Verwaltungs-
verfanren möglicherweise zu einem an­
deren Ergebnis geführt hätte, wenn der
Kläger die fraglichen Unterlagen in die­
sem Verfahren hätte einsehen können.

(Randnr. 383)

7. Die Kommission ist nicht verpflichtet,
interne Unterlagen im Verwaltungsver­
fahren in Wettbewerbssachen zugänglich
zu machen. Zudem werden diese Unter­
lagen im Verfahren vor dem Gemein-
scnaftsrichter den Klägern nur dann zu­
gänglich gemacht, wenn diese ernsthafte
Anhaltspunkte dafür geliefert haben, daß
die außergewöhnlichen Umstände des
konkreten Falles dies erfordern. Diese
Beschränkung der Einsicht in interne
Unterlagen ist durch die Notwendigkeit
gerechtfertigt, die Funktionsfähigkeit des
betreffenden Gemeinschaftsorgans im
Bereich der Verfolgung von Zuwider­
handlungen gegen die Wettbewerbsregeln
des Vertrages sicherzustellen.

(Randnr. 420)

8. Die Beschwerdepunkte müssen in der
Mitteilung der Beschwerdepunkte, sei es
auch nur in gedrängter Form, so klar
abgefaßt sein, daß die Betroffenen tat­
sächlich erkennen können, welches Ver­
halten ihnen die Kommission zur Last
legt. Nur unter dieser Voraussetzung
kann die Mitteilung der Be­
schwerdepunkte nämlich den ihr durch
die Gemeinschaftsverordnungen zuge­
wiesenen Zweck erfüllen, den Unter­
nehmen und Unternehmensvereinigungen
alle erforderlichen Angaben zur Verfü­
gung zu stellen, damit sie sich sachgerecht
verteidigen köni .i, bevor die Kommis­
sion eine endgültige Entscheidung erläßt.

(Randnr. 476)

9. Die Kommission darf gegen ein Unter­
nehmen oder eine Unternehmens­
vereinigung keine Geldbuße festsetzen,
ohne dem betreffenden Beteiligten zuvor
im Verwaltungsverfahren ihre dahin ge­
hende Absicht mitgeteilt zu haben. Die
Mitteilung der Beschwerdepunkte muß
ihrem Adressaten daher Angaben zum
vorsätzlichen oder fahrlässigen Charakter
der ihm vorgeworfenen Zuwider­
handlung sowie zu deren Schwere und
Dauer im Hinblick auf die Bemessung der
Geldbuße liefern, damit dieser vor­
hersehen kann, daß gegen ihn eine Geld­
buße verhängt werden könnte. Durch die
Mitteilung der Beschwerdepunkte soll
nämlich das Unternehmen bzw. die Un­
ternehmensvereinigung in die Lage ver­
setzt werden, sich nicht nur gegen eine
Feststellung der Zuwiderhandlung, son­
dern auch gegen die Festsetzung einer
Geldbuße zu wehren.

Insbesondere muß die Kommission, wenn
sie aus besonderen Gründen wegen der­
selben Zuwiderhandlung Geldbußen so­
wohl gegen eine Unternehmens­
vereinigung als auch gegen die ihr ange­
hörenden Unternehmen festsetzen will,
diese Absicht in der Mitteilung der Be­
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schwerdepunkte oder in einer Ergänzung
zu dieser klar ankündigen. Eine solche
Absicht kommt in einer Mitteilung der
Beschwerdepunkte nicht zum Ausdruck,
in der der einzige Abschnitt über die
Geldbußen außer einem fast wörtlichen
Zitat von Artikel 15 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 17, wonach die Kommission
gegen Unternehmen und Unternehmens­
vereinigungen Geldbußen festsetzen
kann, keine Bezugnahme auf diese Ver­
einigungen enthält und in der die Kom­
mission in ihren Ausführungen zu den
Anwendungsvoraussetzungen für die
Verhängung einer Geldbuße und zur Be­
stimmung ihrer Höhe nicht ihre Absicht
zum Ausdruck bringt, auch gegen die
Unternehmensvereinigungen Geldbußen
festzusetzen.

(Randnrn. 480, 481 und 483 bis 485)

10. Die Kommission braucht den Unter­
nehmen in einem Verwaltungsverfahren
in einer Wettbewerbssache keine Über­
setzung der Anhänge der Mitteilung der
Beschwerdepunkte zur Verfügung zu
stellen, da es sich dabei nicht um
„Schriftstücke" im Sinne des Artikels 3
der Verordnung Nr. 1 des Rates vom
15. April 1958 zur Regelung der Spra­
chenfrage für die Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft handelt. Diese Un­
terlagen stammen nämlich nicht von der
Kommission, sondern sind Beweisstücke,
auf die sich die Kommission stützt.

Auch Unterlagen, die von Unternehmen
oder Unternehmensvereinigungen stam­
men und aus denen die Kommission in
der Mitteilung der Beschwerdepunkte
zum Nachweis der Beschwerdepunkte
wörtlich zitiert, können nicht als von der
Kommission stammend angesehen wer­
den, auch wenn die Mitteilung der Be­
schwerdepunkte ein „Schriftstück" der
Kommission im Sinne der genannten Be­
stimmung ist. Daher kann der Umstand,
daß die Mitteilung der Beschwerdepunkte

verschiedene nicht übersetzte Zitate aus
solchen Unterlagen enthält, nicht als
Verstoß gegen Artikel 3 der Verordnung
Nr. 1 angesehen werden.

Die Anhörungsprotokolle nach Artikel 9
Absatz 4 der Verordnung Nr. 99/63 die­
nen nur dem Zweck, die mündlichen
Einlassungen der verschiedenen Be­
teiligten in der von ihnen verwendeten
Sprache schriftlich festzuhalten, damit sie
nachprüfen können, ob ihre eigenen Er­
klärungen richtig aufgezeichnet wurden.
Sie stellen daher keine von der Kommis­
sion stammenden Schriftstücke im Sinne
des Artikels 3 der Verordnung Nr. 1 dar
und brauchen somit nicht übersetzt zu
werden.

Zudem bedarf es, um die Beweiskraft von
Beweismitteln, auf die sich die Kommis­
sion zum Nachweis der Mitteilung der
Beschwerdepunkte stützt, zu beurteilen
und um folglich die Verteidigung vorzu­
bereiten, eines Zugangs zu den Beweis­
mitteln selbst und nicht nur zu einer
nichtamtlichen Übersetzung dieser Be­
weismittel. Zur Wahrung der Verteidi­
gungsrechte müssen den Adressaten der
Mitteilung der Beschwerdepunkte daher
im Verwaltungsverfahren die Original­
fassungen sämtlicher belastender Unter­
lagen zugänglich sein. Dieser Grundsatz
der Verteidigungsrechte verpflichtet die
Kommission aber nicht zur Übersetzung
von in der Mitteilung der Be­
schwerdepunkte zitierten oder zu ihrer
Stützung verwendeten Unterlagen in die
Sprache des Mitgliedstaats der Nieder­
lassung der Adressaten der Mitteilung der
Beschwerdepunkte. Folglich sind die
Verteidigungsrechte nicht dadurch ver­
letzt, daß die Kommission es unterlassen
hat, von bestimmten in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte zitierten oder zu deren
Nachweis verwendeten Beweismitteln ei­
ne Übersetzung zur Verfügung zu stellen.

(Randnrn. 631 und 633 bis 636)
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11. Richtet ein Organ an eine der Hoheits­
gewalt eines Mitgliedstaats unterstehende
Person ein Schriftstück, das nicht in der
Sprache dieses Mitgliedstaats abgefaßt
ist, so macht dieser Verstoß, so be­
dauerlich er sein mag, das Verfahren nur
dann fehlerhaft, wenn sich daraus für
diese Person im Verwaltungsverfahren
nachteilige Rechtsfolgen ergeben.

(Randnr. 643)

12. Die Anhörung des Beratenden Aus­
schusses nach Artikel 10 Absätze 3 bis 6
der Verordnung Nr. 17 stellt eine we­
sentliche Förmlichkeit dar,' deren Verlet­
zung die Rechtmäßigkeit der endgültigen
Entscheidung beeinträchtigt, sofern er­
wiesen ist, daß dem Beratenden Ausschuß
bestimmte wesentliche Unterlagen nicht
vorlagen und er deshalb seine Stellung­
nahme nicht in voller Sachkenntnis ab­
geben konnte, d. h., ohne durch Unge-
nauigkeiten oder Auslassungen in einem
wesentlichen Punkt irregeführt worden zu
sein.

Diese Förmlichkeit wird nicht dadurch
verletzt, daß die Kommission dem Be­
ratenden Ausschuß nicht die genauen
Beträge der Geldbußen mitteilt, sondern
ihm einen ungefähren Gesamtbetrag der
Geldbußen in Ecu angibt und ihn davon
unterrichtet, daß sie gegen einige in der
angefochtenen Entscheidung genannte
Unternehmen, die die Hauptverant­
wortung treffe, eine Geldbuße in Höhe
von 5 % und gegen andere, ebenfalls ge­
nannte Unternehmen, die geringere Ver­
antwortung trügen, eine Geldbuße in
Höhe von 3,5 % ihres Umsatzes ver­
hängen werde. Damit hat die Kommis­
sion dem Beratenden Ausschuß nämlich
alle wesentlichen für die Ausarbeitung
einer Stellungnahme zu den Geldbußen
erforderlichen Unterlagen übermittelt.

(Randnrn. 742, 744 und 748)

13. Die Berufsvereinigungen brauchen keine
eigene Handels- oder Produktionstätig­
keit aufzuweisen, damit Artikel 85 Ab­
satz 1 EG-Vertrag (jetzt Artikel 81 Ab­
satz 1 EG) auf sie anwendbar ist. Arti­
kel 85 Absatz 1 EG-Vertrag gilt nämlich
auch für Vereinigungen, soweit deren
Tätigkeit oder die ihrer Mitgliedsunter-
nehmen auf die Folgen abzielt, die diese
Vorschrift unterbinden soll. Jede andere
Auslegung würde Artikel 85 Absatz 1
EG-Vertrag seine tatsächliche Bedeutung
nehmen.

(Randnr. 1320)

14. Der Wortlaut von Artikel 85 Absatz 1
EG-Vertrag (jetzt Artikel 81 Absatz 1
EG) schließt Vereinbarungen zwischen
Unternehmensvereinigungen und Unter­
nehmen nicht vom Anwendungsbereich
der dort aufgestellten Verbote aus. Um
davon ausgehen zu können, daß eine
Vereinigung wie auch deren Mitglieder an
derselben Zuwiderhandlung teilnahmen,
muß die Kommission nachweisen, daß
die Vereinigung ein von ihren Mitgliedern
gesondertes Verhalten zeigte.

(Randnr. 1325)

15. Nahmen Unternehmen oder Unterneh­
mensvereinigungen, auch ohne eine akti­
ve Rolle zu spielen, an einem oder meh­
reren Treffen teil, bei denen eine Wil­
lensübereinstimmung über wettbewerbs­
widrige Verhaltensgrundsätze zum
Ausdruck kam oder bestätigt wurde, und
stimmten sie durch ihre Anwesenheit dem
Inhalt der bei diesen Treffen zunächst
geschlossenen und dann bestätigten
wettbewerbswidrigen Vereinbarung zu
oder erweckten bei den übrigen Teilneh­
mern zumindest den Eindruck, daß sie
ihm zustimmten, so sind sie als Teil­
nehmer an der Vereinbarung anzusehen,
sofern sie nicht beweisen, daß sie sich
offen von der rechtswidrigen Abstim-
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mung distanzierten oder die anderen
Teilnehmer darüber informierten, daß sie
an den Treffen aus anderen Be­
weggründen teilnahmen als diese.

Ohne einen Beweis für eine solche Di­
stanzierung ist die Tatsache, daß sich die
Unternehmen oder Unternehmens­
vereinigungen den Ergebnissen dieser
Sitzungen nicht beugen, nicht geeignet,
sie von ihrer vollen Verantwortlichkeit
für ihre Teilnahme am Kartell zu ent­
lasten.

(Randnrn. 1353, 1389 und 3199)

16. Für die Anwendung des Artikels 85 Ab­
satz 1 EG-Vertrag (jetzt Artikel 81 Ab­
satz 1 EG) brauchen die konkreten Aus­
wirkungen einer Vereinbarung nicht in
Betracht gezogen zu werden, wenn fest­
steht, daß diese eine Verhinderung, Ein­
schränkung oder Verfälschung des Wett­
bewerbs innerhalb des Gemeinsamen
Marktes bezweckte. In einem solchen Fall
stellt also der Umstand, daß die ange­
fochtene Entscheidung keine Analyse der
Auswirkungen der Vereinbarung auf den
Wettbewerb enthält, keinen Fehler dar,
der zur Nichtigerklärung dieser Ent­
scheidung führen kann. Die Kommission
braucht daher, wenn sie den wettbe­
werbswidrigen Zweck der Vereinbarung
nachgewiesen hat, nicht auch noch
nachzuweisen, daß diese Vereinbarung im
Gemeinsamen Markt wettbewerbs­
beschränkende Auswirkungen hatte.

(Randnr. 1531)

17. Das Gemeinschaftsrecht kennt keinen
Grundsatz, der die Kommission daran
hindert, aus nur einem Schriftstück auf
die Existenz einer Zuwiderhandlung ge­
gen Artikel 85 Absatz 1 EG-Vertrag (jetzt
Artikel 81 Absatz 1 EG) zu schließen,
sofern sein Beweiswert außer Zweifel
steht und es für sich allein das Vorliegen
der fraglichen Zuwiderhandlung mit Si­

cherheit bestätigt. Insoweit ist zur Beur­
teilung des Beweiswerts eines Dokuments
zunächst die Wahrscheinlichkeit der darin
enthaltenen Aufzeichnungen zu unter­
suchen. Dabei ist namentlich zu berück­
sichtigen, von wem das Dokument
stammt, unter welchen Umständen es er­
stellt worden ist, an wen es gerichtet ist
und ob es seinem Inhalt nach vernünftig
und glaubwürdig wirkt.

(Randnr. 1838)

18. Der Begriff der abgestimmten Ver­
haltensweise setzt die Existenz gegen­
seitiger Kontakte voraus. Diese Voraus­
setzung der Gegenseitigkeit ist erfüllt,
wenn ein Konkurrent seine Absichten
oder sein künftiges Verhalten auf dem
Markt einem anderen auf dessen Wunsch
mitteilt oder dieser die Mitteilung zu­
mindest akzeptiert. Dies ist der Fall, wenn
das Gespräch, bei dem eine Partei von
ihrem Konkurrenten über dessen Absich­
ten oder dessen künftiges Verhalten in­
formiert wurde, von dieser Partei ange­
regt worden war und wenn aus der von
ihr verfaßten Niederschrift über dieses
Gespräch hervorgeht, daß sie keinen
Vorbehalt oder Einwand äußerte, als ihr
Konkurrent ihr seine Absichten mitteilte.
Das Verhalten dieser Partei bei dem Ge­
spräch kann unter diesen Umständen
nicht als rein passive Entgegennahme von
Informationen verharmlost werden, zu
deren Mitteilung sich ihr Konkurrent
ohne jede Aufforderung durch sie ent­
schlossen habe.

(Randnr. 1849)

19. Jede unmittelbare oder mittelbare Füh­
lungnahme zwischen Wirtschafts­
teilnehmern, durch die ein Konkurrent
über das Marktverhalten ins Bild gesetzt
wird, zu dem man selbst entschlossen ist
oder das man in Erwägung zieht, stellt
eine nach Artikel 85 Absatz 1 EG-Ver­
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trag (jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG) ver­
botene abgestimmte Verhaltensweise dar,
wenn eine solche Fühlungnahme be­
zweckt oder bewirkt, daß Wettbewerbs­
bedingungen entstehen, die nicht den
normalen Marktbedingungen entspre­
chen. Zum Nachweis einer abgestimmten
Verhaltensweise muß also nicht dargetan
werden, daß ein Wirtschaftsteilnehmer
sich förmlich gegenüber einem oder
mehreren anderen zu einem bestimmten
Verhalten verpflichtet hat oder daß die
Konkurrenten gemeinsam ihr zukünftiges
Verhalten auf dem Markt festgelegt ha­
ben. Es genügt, daß der Wirtschaftsteil-
nehmer durch seine Absichtserklärung die
Ungewißheit über das von ihm zu er­
wartende Marktverhalten beseitigt oder
zumindest erheblich verringert hat.

(Randnr. 1852)

20. Wie sich unmittelbar aus Artikel 85 Ab­
satz 1 EG-Vertrag (jetzt Artikel 81 Ab­
satz 1 EG) ergibt, setzt der Begriff der
abgestimmten Verhaltensweise über die
Abstimmung zwischen den Unternehmen
hinaus ein dieser entsprechendes Markt­
verhalten und einen ursächlichen Zu­
sammenhang zwischen beiden voraus.
Mangels des von den betroffenen Parteien
zu erbringenden Gegenbeweises gilt je­
doch die Vermutung, daß die Abstim­
mung, mit der diese Parteien einen Markt
unter sich aufteilen wollten, ihr Verhalten
auf diesem Markt beeinflußt hat.

(Randnrn. 1855 und 1865)

21. Unternehmen können einen Verstoß ge­
gen die Wettbewerbsregeln nicht damit
rechtfertigen, daß sie durch das Verhalten
anderer Wirtschaftsteilnehmer dazu ge­
trieben worden seien. Auch daß letztere
staatliche Beihilfen erhalten haben, kann
wettbewerbswidrige Privatinitiativen

selbst dann nicht rechtfertigen, wenn die
fraglichen Beihilfen rechtswidrig waren.
Die Unternehmen sind zwar berechtigt,
nicht nur den zuständigen Behörden —
einschließlich der Kommission selbst —
etwaige Verletzungen nationaler oder ge­
meinschaftlicher Rechtsvorschriften an­
zuzeigen, sondern zu diesem Zweck auch
gemeinsam aufzutreten, was zwangs­
läufig die Möglichkeit vorbereitender
Gespräche untereinander voraussetzt; sie
dürren sich dagegen nicht selbst ihr Recht
verschaffen, indem sie anstelle der zu­
ständigen Behörden etwaige Verstöße
gegen das nationale und/oder Gemein­
schaftsrecht ahnden und durch Maß­
nahmen aus eigener Initiative den Wa­
renverkehr im Binnenmarkt behindern.

Eine etwaige Nachlässigkeit der Kom­
mission in bezug auf den Fall der ge­
nannten staatlichen Beihilfen sowie die
Tatsache, daß die Kommission mögli­
cherweise gegen einige ihrer Verpflich­
tungen aus Artikel 155 EG-Vertrag (jetzt
Artikel 211 EG) verstoßen hat, kann
Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht
nicht rechtfertigen.

(Randnrn. 2557 bis 2559)

22. Bei der aufeinander abgestimmten Ver­
haltensweise handelt es sich um eine
Form der Koordinierung zwischen Un­
ternehmen, die zwar noch nicht bis zum
Abschluß eines Vertrages im eigentlichen
Sinn gediehen ist, jedoch bewußt eine
praktische Zusammenarbeit an die Stelle
des mit Risiken verbundenen Wettbe­
werbs treten läßt. Die Kriterien der Ko­
ordinierung und der Zusammenarbeit,
die es ermöglichen, diesen Begriff näher
zu bestimmen, sind im Licht des Grund­
gedankens der Wettbewerbsvorschriften
des Vertrages zu verstehen, daß jeder
Wirtschaftsteilnehmer autonom zu be­
stimmen hat, welche Politik er auf dem
Gemeinsamen Markt zu betreiben ge­
denkt. Dieses Selbständigkeitspostulat
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steht streng jeder unmittelbaren oder
mittelbaren Fühlungnahme zwischen
Wirtschaftsteilnehmern entgegen, die be­
zweckt oder bewirkt, daß Wettbewerbs­
bedingungen entstehen, die nicht den
normalen Marktbedingungen entspre­
chen.

(Randnr. 3150)

23. Ein Hersteller aus einem Mitgliedstaat
kann nicht allein deshalb, weil er wußte,
daß andere europäische Hersteller mit
den Aufkäufen seiner Produkte seine Di­
rektverkäufe auf den europäischen
Märkten beenden oder verringern woll­
ten, als Partei einer gegen Artikel 85
Absatz 1 EG-Vertrag (jetzt Artikel 81
Absatz 1 EG) verstoßenden Absprache
angesehen werden. Ein solches Wissen
kann nur dann als Hinweis auf eine Zu­
widerhandlung eingestuft werden, wenn
erwiesen ist, daß sich der fragliche Her­
steller daneben dem von den genannten
europäischen Herstellern mit den be­
treffenden Aufkäufen verfolgten Zweck
angeschlossen hat. Richtet sich dieser
Zweck gegen die Interessen des be­
treffenden Herstellers, so könnte nur der
Beweis für eine Verpflichtung dieses
Herstellers, als Gegenleistung für die in
Rede stehenden Aufkäufe seine direkten
Verkäufe auf den europäischen Märkten
einzustellen oder zu verringern, als
kennzeichnend dafür angesehen werden,
daß er sich diesem Zweck angeschlossen
hat.

(Randnrn. 3443 und 3444)

24. Eine Zusammenarbeit zwischen Unter­
nehmen auf Exportmärkten in Drittlän­
dern kann nur dann zur Feststellung einer
Zuwiderhandlung gegen Artikel 85 Ab­
satz 1 EG-Vertrag (jetzt Artikel 81 Ab­
satz 1 EG) führen, wenn mit ihr eine
Verhinderung, Einschränkung oder Ver­
fälschung des Wettbewerbs innerhalb der
Gemeinschaft bezweckt oder bewirkt

wird und sie geeignet ist, den Handel
zwischen Mitgliedstaaten zu beein­
trächtigen. Dies ist bei einer Zusammen­
arbeit zwischen Unternehmen der Fall,
mit der der Eintritt von Wettbewerbern in
die jeweiligen nationalen Märkte dieser
Unternehmen in der Gemeinschaft ver­
mieden werden soll.

(Randnrn. 3868 und 3869)

25. Aus Artikel 85 Absatz 1 EG-Vertrag
(jetzt Artikel 81 Absatz 1 EG) ergibt sich
unmittelbar, daß abgestimmte Ver­
haltensweisen unabhängig von ihrer
Wirkung verboten sind, wenn mit ihnen
ein wettbewerbswidriger Zweck verfolgt
wird. Der Begriff der abgestimmten Ver­
haltensweise setzt zwar ein, Markt­
verhalten voraus, verlangt aber nicht
notwendigerweise, daß dieses Verhalten
sich konkret in einer Einschränkung,
Verhinderung oder Verfälschung des
Wettbewerbs auswirkt.

Artikel 85 Absatz 1 EG-Vertrag, der
Kartelle verbietet, die eine Einschränkung
des Wettbewerbs bezwecken oder be­
wirken und den Handel zwischen Mit­
gliedstaaten zu beeinträchtigen geeignet
sind, verlangt zudem nicht den Nachweis,
daß ein solches Kartell diesen Handel
spürbar beeinträchtigt hat, ein Beweis,
der im übrigen in den meisten Fällen
kaum in rechtlich hinreichender Weise zu
führen wäre. Er verlangt den Nachweis,
daß das Kartell geeignet war, eine derar­
tige Wirkung zu entfalten. So ist die
Voraussetzung der Beeinträchtigung des
Handels zwischen Mitgliedstaaten dann
erfüllt, wenn anhand einer Gesamtheit
rechtlicher und tatsächlicher Umstände
eine unmittelbare oder mittelbare, tat­
sächliche oder potentielle Beeinflussung
des Warenverkehrs zwischen Mit­
gliedstaaten durch das festgestellte Kar­
tell hinreichend wahrscheinlich erscheint.

Die Kommission darf daher eine Zusam­
menarbeit im Rahmen eines Ausschusses
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von Wirtschaftsteilnehmem, mit der der
Eintritt von Wettbewerbern in die jewei­
ligen nationalen Märkte der Gemein­
schaft verhindert werden sollte, als ab­
gestimmte Verhaltensweise im Sinne des
Artikels 85 Absatz 1 EG-Vertrag ein­
stufen. In diesem Rahmen setzen nämlich
die Mitglieder des Ausschusses oder zu­
mindest einige von ihnen an die Stelle des
mit Risiken verbundenen Wettbewerbs
eine praktische Zusammenarbeit mit
eindeutig wettbewerbswidrigem Zweck,
die im Hinblick auf den Zweck des Aus­
schusses und die wirtschaftliche Bedeu­
tung seiner Mitglieder geeignet ist, den
Handel zwischen Mitgliedstaaten spürbar
zu beeinflussen.

(Randnrn. 3921, 3924, 3927, 3928, 3930
und 3932)

26. Bi- oder multilaterale Kartelle können
nur dann als'Bestandteile einer einzigen
wettbewerbswidrigen Vereinbarung an­
gesehen werden, wenn erwiesen ist, daß
sie zu einem Gesamtplan gehörten, mit
dem ein gemeinsames Ziel verfolgt wur­
de.

Die Tatsache, daß solche Kartelle und
eine solche wettbewerbswidrige Verein­
barung den gleichen Zweck haben, reicht
jedoch nicht aus, um einem an den Kar­
tellen beteiligten Unternehmen die Teil­
nahme an dieser Vereinbarung zur Last zu
legen.

Nur wenn das Unternehmen, als es an
diesen Kartellen teilnahm, wußte oder
hätte wissen müssen, daß es sich damit in
die einzige Vereinbarung eingliederte,
kann seine Teilnahme an den be­
treffenden Kartellen der Ausdruck seines
Beitritts zu dieser Vereinbarung sein.

(Randnrn. 4027, 4109 und 4112)

27. Die Kommission hat nicht nur die Exi­
stenz einer wettbewerbswidrigen Verein­
barung, sondern auch deren Dauer zu
beweisen.

Hat sie in der angefochtenen Entschei­
dung zum Nachweis der Zuwider­
handlung ein System gewählt, wonach die
Teilnahme einer Partei an einer Maß­
nahme zur Durchführung der Vereinba­
rung als Beweis für ihren Beitritt zu dieser
Vereinbarung angesehen wurde, und hat
sie sich dafür entschieden, die Vereinba­
rung und deren Durchführungsmaß-
nahmen sowie die Teilnahme jeder Partei
an ihnen allein aus unmittelbaren
schriftlichen Beweisen abzuleiten, so darf
sie mangels solcher unmittelbarer
schriftlicher Beweise nicht davon aus­
gehen, daß sich eine Partei über ihre letzte
nachweisliche Teilnahme an einer Maß­
nahme zur Durchführung der Vereinba­
rung hinaus an diese gehalten habe.

(Randnrn. 4270 und 4281 bis 4283)

28. Die nach Artikel 190 EG-Vertrag (jetzt
Artikel 253 EG) vorgeschriebene Be­
gründung, die eine wesentliche Formvor­
schrift im Sinne des Artikels 173 EG-
Vertrag (nach Änderung jetzt Artikel 230
EG) darstellt, muß der Natur des be­
treffenden Rechtsakts angepaßt sein und
die Überlegungen des Gemeinschafts­
organs, das den Rechtsakt erlassen hat, so
klar und eindeutig zum Ausdruck brin­
gen, daß die Betroffenen ihr die Gründe
für die erlassene Maßnahme entnehmen
können und das zuständige Gericht seine
Kontrollaufgabe wahrnehmen kann.

Im Fall einer Entscheidung, mit der gegen
mehrere Unternehmen oder Unterneh­
mensvereinigungen wegen Verstoßes ge­
gen die Wettbewerbsregeln der Gemein­
schaft Geldbußen festgesetzt werden, ist
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der Umfang der Begründungspflicht ins­
besondere im Licht der Tatsache zu be­
urteilen, daß die Schwere der Zuwider­
handlungen anhand einer Vielzahl von
Gesichtspunkten ermittelt werden muß,
zu denen u. a. die besonderen Umstände
der Rechtssache, ihr Kontext und die
Abschreckungswirkung der Geldbußen
gehören, ohne daß es eine zwingende
oder abschließende Liste von Kriterien
gäbe, die auf jeden Fall berücksichtigt
werden müßten. Zudem verfügt die
Kommission bei der Bemessung der ein­
zelnen Geldbuße über einen Ermessens­
spielraum und kann nicht als verpflichtet
angesehen werden, dabei eine genaue
mathematische Formel anzuwenden.

Es ist wünschenswert, daß die Unter­
nehmen — um ihren Standpunkt in voller
Sachkenntnis festlegen zu können — auf
die von der Kommission jeweils für an­
gemessen gehaltene Art und Weise ein­
gehend Kenntnis davon erhalten, wie die
gegen sie verhängte Geldbuße berechnet
worden ist, ohne zu diesem Zweck ge­
richtlich gegen die Entscheidung vor­
gehen zu müssen. Dies gilt erst recht,
wenn die Kommission zur Berechnung
der Geldbußen genaue mathematische
Formeln benutzt. In einem solchen Fall ist
es wünschenswert, daß die betroffenen
Unternehmen und gegebenenfalls das
Gericht prüfen können, ob die von der
Kommission angewandte Methode und
ihre Vorgehensweise fehlerfrei und mit
den für Geldbußen geltenden Be­
stimmungen und Grundsätzen, zu denen
insbesondere das Diskriminierungsverbot
zählt, vereinbar sind. Dabei ist es Sache
des Gerichts, wenn es dies für die Prüfung
der Klagegründe für erforderlich hält,
von der Kommission im einzelnen eine
Erläuterung der verschiedenen Kriterien
zu verlangen, die sie zugrunde gelegt und
in der angefochtenen Entscheidung dar­
gestellt hat. Solche Erläuterungen sind
jedoch keine zusätzliche Begründung
nach Erlaß der Entscheidung, sondern
setzen die in der Entscheidung aufge­
führten Kriterien, soweit diese quantifi­
zierbar sind, in Zahlen um.

(Randnrn. 4725, 4726 und 4734 bis 4737)

29. Die Tatsache, daß ein Unternehmen aus
einer Zuwiderhandlung gegen die Wett­
bewerbsregeln keinen Vorteil gezogen
hat, steht der Verhängung einer Geldbuße
nicht entgegen, soll diese ihren ab­
schreckenden Charakter nicht verlieren.
Folglich braucht die Kommission für die
Festsetzung der Geldbußen weder nach­
zuweisen, daß die Zuwiderhandlung den
betreffenden Unternehmen einen un­
rechtmäßigen Vorteil verschafft hat, noch
gegebenenfalls das Fehlen eines aus der
fraglichen Zuwiderhandlung gezogenen
Vorteils zu berücksichtigen. Die Beurtei­
lung des durch eine Zuwiderhandlung
entstandenen unrechtmäßigen Gewinns
kann jedoch relevant sein, wenn sich die
Kommission zur Bewertung der Schwere
dieser Zuwiderhandlung und/oder zur
Berechnung der Geldbußen gerade auf
einen solchen Gewinn beruft.

Wenn es im XXI. Bericht über die Wett­
bewerbspolitik der Kommission heißt,
daß die Kommission bei der Festsetzung
von Geldbußen alle relevanten Fakten des
Falles berücksichtigt, daß dabei in zu­
nehmendem Maße die finanziellen Ge­
winne, die den gegen die Wettbewerbs­
bestimmungen verstoßenden Unter­
nehmen aus ihrem rechtswidrigen Ver­
halten entstehen, Berücksichtigung finden
und daß in allen Fällen, in denen die
Kommission die Höhe dieser unrecht­
mäßigen Gewinne — sei es auch nur an­
nähernd — ermitteln kann, bei der Be­
rechnung der Geldbuße von dieser Größe
ausgegangen werden kann, bedeutet dies
nicht, daß die Kommission sich für die
Zukunft verpflichtet hat, unter allen
Umständen zur Festsetzung der Geldbuße
den mit der festgestellten Zuwider­
handlung zusammenhängenden fi­
nanziellen Gewinn zu ermitteln. Damit
bringt sie lediglich ihren Willen zum
Ausdruck, diesen Faktor stärker zu be­
rücksichtigen und bei der Berechnung der
Geldbußen zugrunde zu legen, soweit sie
in der Lage war, ihn — sei es auch nur
annähernd — zu ermitteln.

(Randnrn. 4881, 4882, 4884 und 4885)

30. In einem Wettbewerbsverfahren hat die
Kommission bei der Bemessung von
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Geldbußen sämtliche Faktoren zu be­
rücksichtigen, die für die Beurteilung der
Schwere der Zuwiderhandlungen relevant
sein können; dazu gehören insbesondere
die Rolle, die jedes Unternehmen bei den
Zuwiderhandlungen gespielt hat, und die
Gefahr, die derartige Zuwiderhandlungen
für die Ziele der Gemeinschaft bedeuten.
Wurde eine Zuwiderhandlung von meh­
reren Unternehmen begangen, so ist die
relative Schwere des Tatbeitrags jedes
einzelnen Unternehmens zu prüfen.

(Randnrn. 4949 und 4994)

31. Bei der Festsetzung von Geldbußen in
Wettbewerbssachen ist unter dem im
„letzten Geschäftsjahr erzielten Umsatz"
im Sinne des Artikels 15 Absatz 2 der
Verordnung Nr. 17 der Gesamtumsatz
jedes betroffenen Unternehmens zu ver­
stehen, den dieses im letzten bei Erlaß der
angefochtenen Entscheidung abge­
schlossenen Geschäftsjahr erzielte. Die
Bezugnahmen auf diesen Umsatz und auf
dieses Geschäftsjahr betreffen aber nur
die Obergrenze von 10 %, bis zu dereine
Geldbuße festgesetzt werden kann.

Die genannte Bestimmung der Verord­
nung Nr. 17 sieht im übrigen keine
räumliche Grenze für den Umsatz vor,
den die Kommission bei der Berechnung
der Geldbuße heranziehen kann.

Die Kommission kann daher den Umsatz,
den sie hinsichtlich des geographischen
Gebietes und der betroffenen Produkte
als Bemessungsgrundlage für die Fest­
setzung der Geldbuße heranziehen will,
frei wählen und gegebenenfalls den Um­
satz eines früheren Geschäftsjahrs her­
anziehen, sofern die auf diesen Grund­
lagen berechnete Geldbuße nicht die ge­
nannte Grenze übersteigt.

(Randnrn. 5009, 5022 und 5023)

32. Ist eine Zuwiderhandlung gegen die
Wettbewerbsregeln von einem Unter­
nehmen begangen worden, das an der
Spitze einer Unternehmensgruppe steht,
die eine wirtschaftliche Einheit bildet, so
ist der Umsatz dieser gesamten Gruppe
zur Berechnung seiner Geldbuße her­
anzuziehen. Dieser Umsatz kann nämlich
am besten Aufschluß über die wirt­
schaftliche Bedeutung dieses Unterneh­
mens auf dem Markt geben.

Ein solches Unternehmen kann nicht be­
haupten, daß gegen seine Tochtergesell­
schaften, die in der angefochtenen Ent­
scheidung nicht belangt wurden, infolge
der Einbeziehung ihres Umsatzes in den
der Muttergesellschaft bei der Berech­
nung der gegen diese verhängten Geld­
buße eine Geldbuße festgesetzt worden
sei. Da die Geldbuße gegen dieses na­
mentlich genannte Unternehmen festge­
setzt wird und es zu den namentlich ge­
nannten Adressaten der angefochtenen
Entscheidung gehört, ist es allein
Schuldner der genannten Geldbuße. Daß
die Belastung durch diese möglicherweise
innerhalb des Konzerns, an dessen Spitze
das Unternehmen steht, verteilt wird, ist
für die Bußgeldbemessungsregeln nicht
relevant.

(Randnrn. 5040 und 5049)

33. Die Kommission ist berechtigt, in einer
Entscheidung, mit der in einer Wettbe­
werbssache eine Geldbuße festgesetzt
wird, die Höhe der Geldbuße in Ecu
auszudrücken, der eine in Landes­
währung konvertible Währungseinheit
ist.

Hat die Kommission den in nationaler
Währung ausgedrückten Umsatz eines
bestimmten Bezugsjahrs als Grundlage
für die Geldbuße gewählt, ist sie berech­
tigt, diesen Umsatz zum mittleren Wech­
selkurs dieses Bezugsjahrs und nicht zu
dem Wechselkurs, der am Tag des Er­
lasses oder der Zustellung der ange­
fochtenen Entscheidung galt, in Ecu um­
zurechnen.
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Diese Vorgehensweise kann zwar dazu
führen, daß ein Unternehmen einen Be­
trag zahlen muß, der nominal höher oder
niedriger ist als der Betrag, der hätte ge­
zahlt werden müssen, wäre der zum
Zeitpunkt des Erlasses oder der Zu­
stellung der angefochtenen Entscheidung
geltende Wechselkurs angewendet wor­
den; dies ist jedoch nur die logische Folge
der Schwankungen des tatsächlichen
Wertes der einzelnen Landeswährungen.

(Randnrn. 5054 und 5056)

34. Die Kosten, die einem Unternehmen
durch die Stellung einer Bürgschaft zur
Vermeidung der Zwangsvollstreckung ei­

ner gegen das Unternehmen ergangenen
Entscheidung der Kommission entstehen,
sind keine Aufwendungen für das Ver­
fahren im Sinne von Artikel 91 Buchstabe
b der Verfahrensordnung des Gerichts.
Ein Unternehmen hat auch keinen An­
spruch auf Erstattung der Kosten, die ihm
im Verwaltungsverfahren in einer Wett­
bewerbssache entstanden sind, durch die
Kommision. Zwar gelten gemäß Arti­
kel 91 der Verfahrensordnung des Ge­
richts „als erstattungsfähige Kosten ...
Aufwendungen der Parteien, die für das
Verfahren notwendig waren", doch ist
„Verfahren" im Sinne dieser Vorschrift
nur das Verfahren vor dem Gericht unter
Ausschluß des Vorverfahrens.

(Randnrn. 5133 und 5134)
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